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Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen im Handlungsfeld "Integration“ 
 
Ggf. Frühere Behandlung des Beratungsgegenstandes (Gremium, Datum, TOP, Drucksachen-Nr.) 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen Handlungsfeld " Integration " (vgl. Dr.-Nr. 

2698/2009 - 2014) werden auf der Basis der Zuschüsse des Jahres 2009 bis zum 31.12.2013 
verlängert. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob und inwieweit Leistungs- und 

Finanzierungsvereinbarungen gemäß den Zielsetzungen des Integrationskonzeptes weiter 
entwickelt werden können. Hierbei sind Ziele wie der Abbau von Parallelstrukturen bei 
Beratungsangeboten für Zuwanderinnen und Zuwanderer, eine Vernetzung beziehungsweise 
Bündelung von Beratungsangeboten mit dem Ziel der Beratung aus einer Hand, mit dem Ziel 
verbesserten Ressourceneinsatzes, niedrigschwelliger Zugänge zu Beratungsangeboten und 
eine Verbesserung des Zugangs zu Fach- und Regeldiensten zu verfolgen. Es wird 
angestrebt, die Angebote und Strukturen der Integrationsarbeit in den 
Stadtteilen/Wohnquartieren auszubauen beziehungsweise zu verstärken. 

 
3. Die neuen Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen sollen für die Berichterstattung der 

Träger im Integrationskonzept vorgeschlagenen Kennzahlen und Indikatoren aufgreifen. 
 
4. Die Verwaltung wird gebeten, bis zum 30.06.2012 zu den Aufträgen zu berichten und konkrete 

Handlungsvorschläge zu unterbreiten. 
 
Begründung: 
 

Die Verwaltung hat in der Sitzung des Integrationsrates am 22.06.2011 über die Leistungs- und 
Finanzierungsvereinbarungen im Handlungsfeld „Integration“ informiert (Informationsvorlage vom 
06.06.2011, Dr.-Nr. 2698/2009 – 2014).  
 
Nach Beratung hat der Integrationsrat den Antrag der Ratsfraktionen der SPD, von Bündnis 
90/Die Grünen und FDP vom 17.06.2011 (s. o., Beschlussvorschlag) bei zwei Enthaltungen 
einstimmig beschlossen.  
 
Oberbürgermeister Wenn die Begründung länger als drei 

Seiten ist, bitte eine kurze 
Zusammenfassung voranstellen. 



  
 


